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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an den 

Grossen Rat. 
 
 
Begründung 
Der Verzicht auf das jährliche Ausfüllen einer Steuererklärung für nicht er-
werbstätige Rentnerinnen und Rentner greift zwar ein nachvollziehbares An-
liegen auf. In der Praxis sind jedoch wenige Fälle bekannt, in welchen diese 
Personengruppe nicht in der Lage ist, ihre Steuererklärung entweder selber 
oder mit Unterstützung von Familie oder sozialer Institutionen auszufüllen. 
Zudem muss aufgrund der Pflicht zur alljährlichen Einreichung einer Steuer-
erklärung bei der direkten Bundessteuer (vgl. Art. 124 DBG) für diese Steu-
erart trotzdem noch eine Steuererklärung ausgefüllt werden. Im Weiteren 
geht auch das Steuerharmonisierungsgesetz (StHG) implizit davon aus, dass 
die steuerpflichtige Person jeweils eine Steuererklärung ausfüllt und ein-
reicht, weshalb fraglich ist, ob das Anliegen auf kantonaler Ebene ohne Än-
derung des StHG überhaupt umgesetzt werden kann. Ausserdem gäbe es 
weitere Personengruppen mit einfachen Verhältnissen wie bspw. Studieren-
de oder Sozialhilfeempfänger, bei welchen die Pflicht zum alljährlichen Aus-
füllen der Steuererklärung ebenfalls hinterfragt werden könnte. Im Übrigen 
könnte auf das alljährliche Ausfüllen einer Steuererklärung lediglich bei abso-
lut gleich bleibenden Verhältnissen verzichtet werden, was in der Praxis 
(aufgrund sich alljährlich verändernder Vermögensverhältnisse, Erträgen da-
raus etc. und unterschiedlicher Abzüge wie bspw. den Abzug von Krankheits- 
oder Behinderungskosten) nur in wenigen Fällen vorkommen dürfte. Dem-
gemäss kann das Anliegen nicht unterstützt werden.   
 

                                                                                            
 


